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Antrag der Redaktionskommission* vom 12. Juli 2012

4848 b
Steuergesetz
(Änderung vom . . . . . . . . . . . .;
Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 2. No-
vember 2011 und der Kommission für Wirtschaft und Aufgaben vom
19. Juni 2012,

beschliesst:

I. Das Steuergesetz vom 8. Juni 1997 wird wie folgt geändert:

II. Wirt-
schaftliche
Zugehörigkeit

§ 4. Abs. 1 unverändert.
2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf-

enthalt in der Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit
steuerpflichtig, wenn sie
lit. a unverändert;
b. als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristi-

schen Personen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen,
Sitzungsgelder, feste Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen
oder ähnliche Vergütungen beziehen,

lit. c–g unverändert.

2. Unselbst-
ständige 
Erwerbs-
tätigkeit 

§ 17.  1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder
öffentlichrechtlichem Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebenein-
künfte, wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zula-
gen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgel-
der, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und
andere geldwerte Vorteile.

Abs. 2 unverändert.

* Die Redaktionskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Hans-Ueli
Vogt, Zürich (Präsident); Brigitta Johner-Gähwiler, Urdorf; Rolf Steiner, Dieti-
kon; Sekretärin: Heidi Baumann.

a. Grundsatz
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b. Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 17 a. 1 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten:
a. Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsan-

teile oder Beteiligungen anderer Art, die der Arbeitgeber, dessen
Muttergesellschaft oder eine andere Konzerngesellschaft den Mit-
arbeitern abgibt,

b. Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach lit. a.
2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligungen gelten Anwartschaften auf

blosse Bargeldabfindungen.

c. Einkünfte
aus echten 
Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 17 b. 1 Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen,
ausser aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Optionen, sind im
Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen aus unselbstständiger Er-
werbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung entspricht deren
Verkehrswert, vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis.

2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die Berechnung der steuerbaren
Leistung Sperrfristen mit einem Diskont von 6 Prozent pro Sperrjahr
auf deren Verkehrswert zu berücksichtigen. Dieser Diskont gilt längs-
tens für zehn Jahre.

3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten
Mitarbeiteroptionen werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert.
Die steuerbare Leistung entspricht dem Verkehrswert der Aktie bei
Ausübung, vermindert um den Ausübungspreis.

d. Einkünfte 
aus unechten
Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 17 c. Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligun-
gen sind im Zeitpunkt ihres Zuflusses steuerbar.

e. Anteilmässige
Besteuerung

§ 17 d. Hatte der Steuerpflichtige nicht während der gesamten
Zeitspanne zwischen Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der
gesperrten Mitarbeiteroptionen (§ 17 b Abs. 3) steuerrechtlichen
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, so werden die geldwerten
Vorteile daraus anteilmässig im Verhältnis zwischen der gesamten zu
der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

III. Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 39 a. 1 Mitarbeiterbeteiligungen nach § 17 b Abs. 1 sind zum
Verkehrswert einzusetzen. Allfällige Sperrfristen sind in Anwendung
von § 17 b Abs. 2 zu berücksichtigen.

2 Mitarbeiterbeteiligungen nach §§ 17 b Abs. 3 und 17 c sind bei
Zuteilung ohne Steuerwert zu deklarieren.

Marginalie zu § 40:
IV. Landwirtschaftliche Grundstücke 
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Marginalie zu § 41:
V. Ergänzende Vermögenssteuer für landwirtschaftliche Grund-
stücke
1. Steuerpflicht

Marginalie zu § 45:
VI. Lebens- und Rentenversicherungen

Marginalie zu § 46:
VII. Abzug von Schulden

Marginalie zu § 47:
VIII. Steuertarif

II. Steuerbare 
Leistungen

§ 88. Abs. 1 unverändert.
2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, einschliess-

lich der Nebeneinkünfte, wie Entschädigungen für Sonderleistungen,
Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifi-
kationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen und andere geldwerte Vorteile sowie Ersatzeinkünfte
wie Taggelder aus Kranken- und Unfallversicherung und Arbeitslo-
senversicherung.

Abs. 3 unverändert.

III. Verwal-
tungsräte

§ 96. 1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder
der Geschäftsführung von juristischen Personen mit Sitz oder tatsäch-
licher Verwaltung im Kanton sind für die ihnen ausgerichteten Tantie-
men, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligun-
gen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.

2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Ge-
schäftsführung ausländischer Unternehmen, welche im Kanton Be-
triebsstätten unterhalten, sind für die ihnen zulasten dieser Betriebsstät-
ten ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen,
Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.

Abs. 3 unverändert.

VIII. Empfänger 
von Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 100 a. 1 Personen, die im Zeitpunkt des Zuflusses von geldwer-
ten Vorteilen aus gesperrten Mitarbeiteroptionen (§ 17 b Abs. 3) im
Ausland wohnhaft sind, werden für den geldwerten Vorteil anteilmäs-
sig nach § 17 d steuerpflichtig.

2 Die Steuer beträgt 20 Prozent des geldwerten Vorteils.

Marginalie zu § 101:
IX. Direkte Bundessteuer
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X. Pflichten 
des Schuldners 
der steuerbaren 
Leistung

§ 102. 1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet,
lit. a–c unverändert;
d. die anteilmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbei-

teroptionen zu entrichten; der Arbeitgeber schuldet die anteilmäs-
sige Steuer auch dann, wenn der geldwerte Vorteil von einer aus-
ländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird.
Abs. 2–4 unverändert.

XI. Verteilung 
der Steuer

§ 103. 1 Der Steuerbetrag, der sich gemäss §§ 95–99 ergibt, fällt zu
zwei Fünfteln an den Kanton und zu drei Fünfteln an die politische
Gemeinde.

2 Der Regierungsrat regelt die Verteilung des Steuerbetrags ge-
mäss § 100 a an Kanton und Gemeinden.

5. Meldepflicht 
bei Mitarbeiter-
beteiligungen

§ 137 a. Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern Mitarbeiterbetei-
ligungen einräumen, müssen dem kantonalen Steueramt eine Beschei-
nigung über alle für deren Einschätzung notwendigen Angaben einrei-
chen. Die vom Bundesrat gestützt auf Art. 129 Abs. 1 Bst. d des
Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die direkte Bundes-
steuer erlassenen Bestimmungen gelten sinngemäss.

II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem fakultativen Refe-
rendum.

Zürich, 12. Juli 2012

Im Namen der Redaktionskommission
Der Präsident: Die Sekretärin:
Hans-Ueli Vogt Heidi Baumann


